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Erklärung des KdK Fragen der Demokratisierung
Am März 1969 veröffentlichte das Zentralkomitee der un: Abhängigkeıit der Amtsträger VO tortdauernden
deutschen Katholiken eine Erklärung , Fragen der Vertrauen der Wiäihler kennen renzen.,. Es z1ibt 1in der
Demokratisierung ın Staat, Gesellschafl un Kirche“. Das Demokratie Sachfragen, die der Mehrheitsentscheidung
Dokument War bereits der Vollversammlung des Zentral- sınd, DAn bei den Grundrechten, un >1bt
bomitees Novembey 7968 ın Frankfurt A, VUOT- Amtsträger, die VO  S der tortdauernden Zustimmung der
gelegt zworden. Dıiıe Vollversammlung hatte jedoch nach Bürger unabhängig se1in mussen, die Richter.
ausführlicher Diskussion den Geschäftsführenden Ayus- Die Begrifte Demokratie un Demokratisierung werden
schu ß ZUY weiteren Beratung überwiesen. Es wurde ıN auch weıter gefaßt un allgemein auf die Gesellschaft
einıgen Punkten wwesentlich überarbeitet und ın dem Ab- un hre Lebensbereiche angewandt. Dabei 1St die mMOg-
schnitt, V“VO:  , der Anwendung demokratischer Struk- lıchst weıtgehende Mitwirkung aller der Gestaltung
uren un Verhaltensweisen ın der Kirche die Rede ıst, un Entwicklung der verschiedenen Lebensbereiche,
mMLE dem „WOor: der deutschen Bischöfe Fragen des Wahrung ihrer jeweiligen Eigengesetzlichkeit, als demo-
Glaubens un des Kirchenlebens“ VO Dezember kratiegemäfß nzusehen.
1968 abgestimmt. Das Leitmotiv des Dokuments bildet
der Versuch, Elemente politisch-staatlicher Demokratie, Weiterentwicklung yebräsentatıver Institutionen
die gesamtgesellschaflliche Geltung haben, auf die DeYr-

I1 Menschenwürde un: Freiheit können 1n UÜMNSEFENschiedenen Bereiche der Gesellschafl: Politik, Wıirtschaft,
Verbände, Kırche anzuwenden. Obwohl sıch das oku- heutigen Gesellschaft ohne ıne demokratische Verfassung
Ment einen sehr allgemeinen Tenor hält, kündıgt sıch uUNSeTCS Staates nıcht gewährleistet werden. Daher 1St

Pflicht elines jeden Staatsbürgers, sıch für die Verwirk-darın doch e1n gewandeltes Verhältnis ZUYT ınhaltlichen
Bestimmung V“VO  e Demokratie, ınsbesondere auch ın der lıchung der Demokratie einzusetzen. Das oilt besonders
Anwendung „demokratiegemäßer Elemente“ auf dıe für den Christen, der die brüderliche Solidarıtät aller

anstrebt, weıl in jedem Menschen das Bild un denKirche Wır veröffentlichen deswegen die Erklärung Partner Gottes erkennt. Das entschiedene Eıintreten derım Wortlaut. Die Zwischenüberschriften sıind “O  S der
Redaktion formuliert. Vgl ds Hefi, HA Teilnehmer des Katholikentages für die Weiterentwick-

Jung der Demokratie entspricht eshalb christlicher Welt-
Die Teilnehmer Deutschen Katholikentag in Essen verantwortung.
haben sich 1n zahlreichen Diskussionen mıiıt der Weiıter- Zur Verwirklichung der Demokratie sind in unserem

Staat repräsentatıve Institutionen, w1e Parlamente unentwicklung der Demokratie ın der Bundesrepublik
Deutschland, der demokratiegemäßen Gestaltung unserer Parteıen, notwendig. VWer aut S1e verzichtet, Öördert -

durchsichtige Machtstrukturen un bereitet den BodenGesellschaft un der Mitwirkung un Mıtverantwortung für Terror un Anarchie. Die repräsentatıven NStru-des Volkes Gottes Leben un: Sendung der
Kırche befaßt. Das Zentralkomitee der deutschen Katho- unNnsefer Demokratie bedürfen staändıg der OFrt-

entwicklung. Reformen, ıwa des Wahlrechts, der Par-liken unterstutzt die Forderung nach demokratischen un: amente, der töderatiıven Struktur, der Stellung VO  ; DPar-demokratiegemäßen Strukturen un Verhaltensweisen.
Viele Einzelfragen bedürfen einer eingehenden weıteren tejen un Verbänden, siınd daher eın notwendiger Be1-

trag AA ständigen Weiterentwicklung der DemokratieDiskussion. hne ıhrem Ergebnis vorgreifen wollen, 1mM Staathäalt das Zentralkomitee der deutschen Katholiken für Dieser Prozefß wiırd insbesondere durch rechtsradikaleseine eigene Arbeit folgende grundsätzliche Überlegungen un linksradikale Tendenzen behindert. Autoritäre e1it-für wichtig. bilder un Ordnungsstrukturen SOWI1e intolerante Grup-
penvorstellungen drohen die Demokratie der Basıs

Demokratie un Sachfragen ersticken. er Versuch, die formalen Prinzıpien der
Demokratie unterschiedslos auf alle Lebensbereiche NZU-

Unter Demokratie un Demokratisierung wırd Ver- wenden, ideologisıert die Demokratie un vertälscht S1e
schiedenartiges verstanden. Im Bereich des Staates dient 2A0 innerweltlichen Heılslehre. Demokratie kannn NUur be-
die Demokratie der rechtlichen Sıcherung der Person- stehen un: S1C! entfalten, die durch die Verfassungwürde, der Freiheit des einzelnen un der Gruppen SOW1e garantıerten Grundrechte un: Grundwerte SOWI1e die 16-
der Bındung der öffentlichen Gewalrt un des Bürgers präsentatıve Struktur UuNSsSeICS Staates alle Bedro-

das Recht Demokratie hat zudem die Aufgabe, V1 - hungen gyeschützt werden.schiedene soz1ale Gruppen, verschiedene Lebensauftas-
Sungen und verschiedene Interessen indıviduelle un Demokratie ın Verbänden, Wırtschafl UuNn
soz1ale einem geordneten Geme1ilnwesen inmen-
zufassen. Kennzeichnend für die Demokratie Ists da{fß S1e Bildungswesen

SE Die demokratische Ordnung des Staates kann auf1es erreichen sucht durch Beteiligung aller Bürger
der inhaltlichen Gestaltung der staatlichen Ordnung, die Dauer 11LULr lebendig Jeiben, wenn 1n den Bereichen
besonders durch Übertragung der Ämter un durch Kon- der Gesellschaft entsprechende Strukturen und Verhaltens-

weısen wirksam sind.trolle der Amtsträger SOWI1e durch die Oftentlichkeit
staatlicher Entscheidungen. Die Beteiligung aller Burger Von allen Verbänden un: gesellschaftlichen Einrichtun-
oilt jedoch nıcht unbeschränkt: Mehrheitsentscheidung SCnh einschließlich jener, die der Bildung öffentlicher
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Meınung dienen 1St ıne demokratiegemäße Gestal- Demokratie ın der Kirche
tung ihrer Strukturen SOWI1e ıne ständige Überprüfung 1V. Die VO' Zweıiten Vatikanischen Konzıil hervor-ihrer gesellschaftspolitischen Funktion un: ıhres I)ienstes

der Demokratie ordern. Die Verbände mussen gehobene Beteiligung aller Glieder des Volkes Gottes
ıne intensive Meıinungs- un: Wiıllensbildung aller Miıt- der einen Sendung der Kirche ertordert Strukturen und

Verhaltensweisen, 1in denen die aktive Teilnahme undolieder ermöglichen, damıt diese den Entscheidungen
ın ıhren Verbänden mıitwirken un das staatlıche, Mıtverantwortung aller 1n der Kirche wirksam werden
gesellschaftliche un: kirchliche Leben mıtprägen können. können. In diesem Sınne mussen Formen demokratischer
Dıie partnerschaftliche Beteiligung aller Arbeitnehmer, Meıinungs- un Willensbildung in der Kiırche, insbeson-

dere 1n Gemeinde un: Di1iözese, weiterentwickelt werden.Eigentümer un Unternehmer der Gestaltung des
Wıirtschaftslebens 1St weiterzuentwickeln. Daher mu{fß die Ursprung un Sendung der Kirche un: des irchlichen
Miıtbestimmung erweıtert un das betriebliche Vertas- Amtes lassen jedoch nıcht Z da{fß ber Inhalte des

Glaubens, sıttlicher Normen un: sakramentalen Lebenssungsrecht entsprechend angepalst werden, wobe| die für
die Arbeitnehmer geltenden Schutzvorschritten wah- durch Mehrheitsentscheid verfügt wird.
ren siınd. Die Arbeiıt eınem zukunftsorjientierten Unter- Wer Demokratisierung der Kirche verstehen wollte,
nehmensrecht, das die Funktion des Unternehmers un verkennt das Wesen der Kirche un übrigens auch das
des Unternehmens SOWI1e die Bedeutung der Arbeitnehmer Wesen der Demokratie, der die Unverfügbarkeıt VON

un: der mittleren Führungsschicht 1ın jeweıls sachgerech- Grundrechten un Grundwerten gehört.
ter VWeıse berücksichtigt, mu{ß verstärkt werden. Die Bur- Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken sıeht in

der Weiterentwicklung un Ausfüllung VO  a StrukturenSCI eines demokratischen Staates un: eıner freien Gesell-
schaft sollen VO  3 Jugend auf Mıtverantwortung SC- der Beteiligung un: Mıtverantwortung aller der Sen-
wöhnt se1n. Die Famlılie mu{ß den Jungen Menschen durch dung der Kırche ıne vordringliche Aufgabe.

Fortentwicklung VO  ; Strukturen bedeutet allein keineEinübung 1n partnerschaftliches Verhalten ZUr tätıgen
Mıtverantwortung erziehen un iıhn befähigen, über- Reform staatlıchen, gesellschaftlichen un kirchlichen
greiftende Zusammenhänge des gesellschaftlıchen un: poli- Lebens. Fuür ı1ne wirkliche Retform kommt daraut A
tischen Lebens erkennen, beurteilen un: demgemäfßs daß auch der Wıille ZULT: Solidarıtät un: die Bereitschaft

andeln. Das zesamte Erziehungs- un: Bıldungswesen ZUuUr verantwortlichen Mitgestaltung Jebendig werden.
muß allen Beteilıgten den jeweıils ANSCMIESSCHENN Raum für Solidarıität un Verantwortung siınd auch dort gefordert,
Verantwortung un partnerschaftliche Zusammenarbeit Kritik der onkreten Gestaltung des staatlıchen,

gesellschaftlichen un: kirchlichen Lebens zeübt wird. Kri-gewähren un institutionell sichern.
Die Demokratie ebt AUS der freiwilligen Bereitschaft ein- tik 1St. notwendig; Ss1e mu{l aber innerhalb des demo-
zelner, mehr für das Gemeinwohl Cun, als die Pflicht kratischen Staates un der treıen Gesellschaft deren

Grundlagen, iınnerhalb der Kirche deren Sendung undjedes Bürgers 1St Dıie freiwillige UÜbernahme VO  e Auf-
gaben ın gesellschaftlichen un kirchlichen Gruppierungen Wesen bejahen. Dazu gehört, da{ß die Kritik die Autori1-
oll gleichzeit1g die Bereitschaft wecken, sıch auch ın der taten als solche anerkennt. Diese werden bereıt-
staatlıchen Ordnung einzusetzen. Es 1St ıne wichtige Auf- williıger ANSCHOMIMNCN, Je deutlicher iıhre Legitimatıon
gabe der Famiılie, aber auch anderer geseilschaftlicher ausgewı1esen 1ISt un Je mehr s1e celbst ihr Amt als Diıenst
Gruppen un: Institutionen, diesem freiwilligen Dienst ylaubwürdig machen.
SOWI1e AD Achtung VOTL denen erziehen, die S1CH ZuUur Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken Fru die
UÜbernahme eınes Amtes in Staat un Gesellschaft bereit- katholischen Christen auf, ihren verantwortlichen und

kritischen Dienst in Kirche un Welt eisten.gefunden haben

Vaıerzıg Thesen ZUNY Reform des Bildungswesens
Neben dem VO Kulturbeirat des 7Zentralkomitees der Sarıats der Deutschen Bischöfe (Katholisches Büro), Weoih-
deutschen Katholiken un dem Bildungsrat bei der bischof Tenhumberg, zugeleiteten Entwurfs PINeES „Ge-
Bischöflichen Hauptstelle für Schule UN Erziehung e7Y- samtplans Jür Schul- un Hochschulwesen“, den So®

Martin-Plan. Obwohl nıcht Diskussionsgegenstand, spiel-arbeiteten Memorandum (vgl ds Hefl, 152 ayurde
Anfang März e1in Zayeıtes Dokument kulturpolitischen Len die DLEYZLEG Thesen, dıe ZOLY hier ım Wortlaut zLeder-
Fragen DV“O'  S bkatholischer Seıte veröffentlicht, die „Vierzıg geben, auch PINE nıcht unwesentliche Rollen hbei der Dıs-
T'hesen ZUNY gegenwärtıgen kulturpolitischen Sıtuation“, bussızon auf dem etzten kulturpolitischen Kongreß der
die V“VO  S einem Gesprächskreis aAuS$ Mitgliedern UN Be- CDU Anfang AYZ ın Düsseldorf.
Yatern der Bischöflichen Hauptstelle Für Schule UN FEyY-
ziehung des Zentralkomitees der Deutschen Katholiken Zur Organısation des Bildungswesens
UN des Katholischen Büros ın Bonn eyrarbeitet zuurden. ım allgemeinen
Dıiıe Thesen enthalten ımM Unterschied ZU Memorandum
des Bildungsrates bei der Bischöflichen Hauptstelle UN Grundvoraussetzung eınes jeden Bildungsprogramms
des Kulturbeirates des Zentralkomitees wenıZer allge- muß die Wahrung der persönlichen Freiheit se1in.
mMmeine Grundsätze als auf die Tagespolitik bezogene hıl- In einer Demokratie tragen nıcht L1LUTr die Staatsorgane,
dungspolitische Postulate. Dıiıe Anregung des Dokuments sondern auch jeder Staatsbürger Verantwortung für das
ergab sıch aAM PINEY Diskuss:on des seinerzeıt D“O  S der Bildungswesen; dies gilt besonders für die Eltern, deren
CDU/CSU-Bundestagsfraktion dem Leiıter des Kommis- Erziehungsrecht zudem grundgesetzlich garantıert 1St.
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